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Richtlinie zur gebietlichen Absatzförderung von Wein in 
Hessen (RL AbsFö Wein)
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1. Zuwendungszweck und Rechtsgrundlagen 
1.1 Zuwendungszweck 
Das Land Hessen fördert nach dieser Richtlinie den Absatz von 
Wein und weinbaulichen Erzeugnissen, um den Weinbaubetrieben 
die kontinuierliche Anpassung an die Situation auf den globali-
sier ten Märkten zu ermöglichen und durch die Informationen 
der Verbraucherinnen und Verbraucher über die regionale und 
ressourcenschonende Produktion die Wettbewerbsfähigkeit der 
hessischen Weinwirtschaft zu sichern und zu steigern.
Dieser Zuwendungszweck soll durch konkrete Maßnahmen 
zur Absatzförderung, Sensibilisierung der Öffentlichkeit, zur 
Berufsbildung und zum Erwerb von Qualifikationen sowie durch 
Demonstrationsvorhaben und Informationsmaßnahmen erreicht 
werden. Hierfür stehen die jährlich eingehenden Einnahmen der 
Abgabe zur gebietlichen Absatzförderung für Wein zuzüglich der 
im Haushaltsplan des Landes Hessen bereitgestellten Landes-
mittel zur Verfügung. Nach Maßgabe dieser Richtlinie sollen die 
jährlich verfügbaren Haushaltsmittel vollständig zugunsten der 
rund 700 Begünstigten verwendet werden.
Vor diesem Hintergrund wird in den beiden Anbaugebieten Rhein-
gau und Hessische Bergstraße die Durchführung von jeweils min-
destens fünf Vorhaben jährlich angestrebt.
Dabei soll jeder Fördergegenstand nach Nr. 2 dieser Richtlinie 
berücksichtigt werden.

1.2 Rechtsgrundlagen 
Das Land Hessen gewährt die Zuwendungen auf der Grundlage
– der Verordnung (EU) 2022/2472 der Kommission vom 14. De-

zember 2022 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimm-
ter Gruppen von Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in 
ländlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwendung der 
Art. 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro-
päischen Union,

– der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 
18. Dezember 2013 über die Anwendung der Art. 107 und 108 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
auf De-minimis-Beihilfen,
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– des Weingesetzes (WeinG) vom 8. Juni 1994 in der Fassung 
vom 18. Januar 2011 (BGBl. I S. 66), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 20. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2752),

– des Gesetzes über die Erhebung einer Abgabe für die ge-
bietliche Absatzförderung von Wein (WeinFöAbgG HE) in der 
Fassung vom 28. Mai 1997 (GVBl. I S. 190), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 30. April 2018 (GVBl. S. 68),

– der Hessischen Ausführungsverordnung zum Weinrecht und 
zur Reblausbekämpfung (WeinR/ReblBAV HE) vom 2. Dezem-
ber 2010 (GVBl. I S. 460), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 2. Juli 2022 (GVBl. S. 407),

– des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HVwVfG) in 
der Fassung vom 15. Januar 2010 (GVBl. I S. 18), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 16. Februar 2023 (GVBl. S. 78, 81),

– § 44 der Hessischen Landeshaushaltsordnung (LHO) in der 
Fassung vom 1. April 2022 (GVBl. S. 184), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 12. Dezember 2022 (GVBl. 750, 751), und 
der hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV) sowie

– des Hessischen Verwaltungskostengesetztes (HVwKostG) in 
der Fassung vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 23. Juni 2018 (GVBl. S. 330),

in der jeweils gültigen Fassung sowie nach Maßgabe dieser Richt-
linie.

2. Gegenstand der Förderung 
Förderfähig im Sinne dieser Richtlinie sind Maßnahmen, die da-
rauf ausgerichtet sind, die Öffentlichkeit über die Merkmale von 
in Hessen hergestellten Weinen zu informieren und Marktteil-
nehmende sowie Verbraucherinnen und Verbraucher zum Kauf 
der betreffenden weinbaulichen Erzeugnisse anzuregen. Im Sinne 
der Art. 21 und 24 der VO (EU) 2022/2472 sind dies:
a. die Veranstaltung von und die Teilnahme an einschlägigen 

Wettbewerben, Messen und Ausstellungen (Art. 24 der VO 
(EU) 2022/2472),

b. Veröffentlichungen zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit für 
weinbauliche Erzeugnisse, einschließlich der Verbreitung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse und der Veröffentlichung von 
Sachinformationen, mit denen die Öffentlichkeit über die Merk-
male der weinbaulichen Erzeugnisse informiert wird (Art. 24 
der VO (EU)2022/2472),

c. Maßnahmen der Berufsbildung und zum Erwerb von Qualifi-
kationen (einschließlich Ausbildungskursen, Workshops und 
Coaching) in Fragen des Weinmarketings und über die Eigen-
schaften und Qualitätsregelungen weinbaulicher Erzeugnisse 
(Art. 21 der VO (EU) 2022/2472),

d. die Veranstaltung von und die Teilnahme an Demonstrations-
vorhaben und Informationsmaßnahmen (Art. 21 der VO (EU) 
2022/2472).

3. Zuwendungsempfänger/Begünstigte 
3.1 Zuwendungsempfänger 
Zuwendungsempfänger können sein:
– der Weinbauverband Hessische Bergstraße e. V.,
– der Rheingauer Weinbauverband e. V.,
– die von diesen getragenen Absatzförderungseinrichtungen.
Von der Förderung ausgeschlossen sind:
– Unternehmen, die sich im Sinne des Art. 2 Nr. 59 der VO (EU) 

2022/2472 in Schwierigkeiten befinden sowie
– Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung aufgrund 

eines früheren Beschlusses der Kommission zur Feststellung 
der Unzulässigkeit einer Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit 
dem Binnenmarkt nicht nachgekommen sind.

3.2 Begünstigte 
Begünstigte durch die Maßnahmen sind Kleinstunternehmen 
sowie kleine und mittlere Unternehmen nach Art. 2 Nr. 52 in Ver-
bindung mit Anhang I der VO (EU) 2022/2472, die in der Primär-
produktion, der Verarbeitung oder Vermarktung von Erzeugnissen 
der Weinwirtschaft in Hessen tätig sind.
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Bei Maßnahmen nach dieser Richtlinie werden keine Direkt-
zahlungen an die Begünstigten geleistet.

4. Zuwendungsvoraussetzungen 
4.1 Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen 
Zuwendungen können nur auf Antrag gewährt werden für Maß-
nahmen nach Nr. 2, die der Erreichung der unter Nr. 1.1 dieser 
Richtlinie genannten Ziele dienen und auf Erzeugnisse aus-
gerichtet sind, die die Qualitätsregelungen nach Art. 20 der VO 
(EU) 2022/2472 und damit die Qualitätsregelungen für Wein nach 
Teil II Titel II Kapitel I Abschnitt 2 der VO (EU) Nr. 1308/2013 er-
füllen.
Die Mitgliedschaft in einer der unter Nr. 3.1 genannten Organi-
sationen ist nicht Voraussetzung für die Inanspruchnahme der 
Dienste oder eine Teilnahme an den Maßnahmen. Die Beiträge 
von Nichtmitgliedern zu den Verwaltungskosten der betreffenden 
Organisation sind auf diejenigen Kosten begrenzt, die für die Er-
bringung der Dienste oder Absatzfördermaßnahmen anfallen.

4.2  Besondere Zuwendungsvoraussetzungen für Maß-
nahmen nach Nr. 2.b dieser Richtlinie 

Zuwendungen für Veröffentlichungen nach Nr. 2.b dieser Richtlinie 
können grundsätzlich nur dann gewährt werden, wenn diese ge-
nerischer Art sind und allen Erzeugern des betreffenden Erzeug-
nistyps zugutekommen. Insbesondere dürfen nach Art. 24 Abs. 3 
Unterabsatz 1 der VO (EU) 2022/2472 weder ein bestimmtes 
Unternehmen noch eine bestimmte Marke noch eine bestimmte 
Herkunft genannt werden. Zulässig bleiben hingegen Hinweise 
auf die Herkunft landwirtschaftlicher Erzeugnisse, die den Rege-
lungen nach Art. 20 Abs. 2 der VO (EU) 2022/2472 unterliegen.

4.3  Besondere Zuwendungsvoraussetzungen für Maß-
nahmen nach Nr. 2.c und 2.d dieser Richtlinie 

Maßnahmen nach Nr. 2.c und 2.d dieser Richtlinie zu Weiter-
bildung und Wissensvermittlung können nur gefördert werden, 
wenn sie durch qualifiziertes Personal durchgeführt werden, wel-
ches anhand stetiger Schulung und Weiterbildung zu dieser Auf-
gabe befähigt ist.

5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 
5.1 Art und Höhe der Zuwendung 
Die Zuwendungen werden als nicht rückzahlbare Zuschüsse im 
Rahmen einer Projektförderung als Fehlbedarfsfinanzierung ge-
währt.
Das Gesamtvolumen der verfügbaren Haushaltsmittel ergibt sich 
einerseits aus den jährlich eingehenden Einnahmen der Abgabe 
zur gebietlichen Absatzförderung für Wein, abzüglich einer vom 
Regierungspräsidium Darmstadt nach § 2 Abs. 2 WeinFöAbgG HE 
einzubehaltenden Verwaltungsabgabe und zuzüglich der im Haus-
haltsplan des Landes Hessen bereitgestellten Landesmittel.
Aus dem Gesamtvolumen der verfügbaren Haushaltsmittel er-
rechnet sich unter Berücksichtigung der abgabepflichtigen Wein-
baufläche und des jeweiligen Abgabesatzes im Sinne des § 1 
WeinFöAbgG HE der anteilige Zuwendungsbetrag für die Anbau-
gebiete Rheingau und Hessische Bergstraße.

5.2 Beihilfeintensität 
Die Beihilfeintensität beträgt bis zu 100 Prozent der zuwendungs-
fähigen Ausgaben.

5.3 Zuwendungsfähige Ausgaben 
5.3.1 Die Zuwendungen zu Maßnahmen der Absatzförde-

rung in Form von Wettbewerben, Messen und Ausstel-
lungen, (siehe 2.a) dienen zur teilweisen Deckung der 
zuwendungsfähigen Ausgaben für
– Teilnahmegebühren,
– Reisekosten (abzurechnen nach dem Hessischen 

Reisekostengesetz),
– Veröffentlichungen und Websites, mit denen die 

Veranstaltung angekündigt wird,
– Miete für Veranstaltungsräume und Informations-

stände einschl. der Ausgaben für Montage und De-
montage,

– symbolische Preise bis zu einem Gegenwert von 
3.000 Euro je Gewinner.

5.3.2 Die Zuwendungen zu Maßnahmen zur Sensibilisierung 
der Öffentlichkeit für weinbauliche Erzeugnisse (siehe 
2.b) dienen zur teilweisen Deckung der zuwendungsfä-
higen Ausgaben für
– Veröf fentlichungen in Print- und elektronischen 

Medien, Websites sowie Spots in elektronischen 
Medien, Rundfunk oder Fernsehen mit Sachinfor-

mationen über Begünstigte aus einer bestimmten 
Region oder Begünstigte, die ein bestimmtes land-
wirtschaftliches Erzeugnis erzeugen, sofern es sich 
um neutrale Informationen handelt und alle betrof-
fenen Begünstigten gleichermaßen die Möglichkeit 
haben, in der Veröffentlichung berücksichtigt zu 
werden,

– die Verbreitung wissenschaftlicher Erkenntnisse 
und Sachinformationen über Qualitätsregelungen 
nach Art. 20 Absatz 2 der VO (EU) 2022/2472, die 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen aus anderen Mit-
gliedstaaten und aus Drittländern offenstehen so-
wie über generische landwirtschaftliche Erzeug-
nisse, ihre ernährungsphysiologischen Vorzüge und 
ihre vorgeschlagene Verwendung.

5.3.3 Die Zuwendungen zu Maßnahmen der Berufsbildung 
und zum Erwerb von Qualifikationen (siehe 2.c) dienen 
zur teilweisen Deckung der zuwendungsfähigen Aus-
gaben für
– die Veranstaltung und Durchführung von Maßnah-

men der Aus- und Fortbildung und
– den Erwerb von Qualifikationen sowie
– Reisekosten der Teilnehmer (abzurechnen nach 

dem Hessischen Reisekostengesetz).
5.3.4 Die Zuwendungen zu Demonstrationsvorhaben und In-

formationsmaßnahmen (siehe 2.d) dienen zur teilwei-
sen Deckung der zuwendungsfähigen Ausgaben für
– die Veranstaltung und Durchführung von Demons-

trationsvorhaben und Informationsmaßnahmen,
– Reisekosten der Teilnehmer (abzurechnen nach 

dem Hessischen Reisekostengesetz),
– Kauf oder Leasingkauf von Maschinen und Anla-

gen, einschließlich Software, Lizenzen etc.,
– allgemeine Aufwendungen im Zusammenhang mit 

den genannten Maßnahmen (zum Beispiel für Archi-
tekten-, Ingenieur- und Beraterhonorare, Durchführ-
barkeitsstudien).

Die Ausgaben für Demonstrationsvorhaben sind nur 
insoweit zuwendungsfähig, als sie für das Demonstra-
tionsvorhaben verwendet werden und nur für die Lauf-
zeit des Demonstrationsvorhabens. Die Höhe des zu-
wendungsfähigen Anteils bei Kauf oder Leasingkauf 
von Maschinen und Anlagen bemisst sich dabei nach 
der Wertminderung, die nach den Grundsätzen der 
ordnungsgemäßen Buchführung ermittelt wurde. Der 
Zuwendungsbetrag ist auf 100.000 Euro über einen 
Zeitraum von drei Steuerjahren (Kalenderjahr) be-
grenzt.

5.3.5. Bei Zuwendungen im Zusammenhang mit der Veran-
staltung von Maßnahmen nach den Nr. 2.a bis 2.d kön-
nen auch die Ausgaben für Personal des Antragstellers 
für zuwendungsfähig erklärt werden, soweit das Perso-
nal für den geförderten Zuwendungszweck eingesetzt 
wird.

5.3.6 Nicht zuwendungsfähige Ausgaben:
– Finanzierungskosten, Kreditbeschaffungskosten, 

Zinsen, erstattungsfähige Umsatzsteuer, nicht ge-
nutzte Skonti,

– Kauf oder Leasingkauf von gebrauchten Maschinen 
und Anlagen,

– Eigenarbeitsleistungen und
– sonstige kalkulatorische Kosten.

6. Allgemeine Bestimmungen 
6.1 Allgemeine Grundsätze 

6.1.1 Die Zuwendungen werden aus den Einnahmen der Ab-
gabe für die gebietliche Absatzförderung von Wein in 
Hessen, die von den selbstnutzenden Eigentümern 
oder den Nutzungsberechtigten der Weinbergflächen 
in Hessen zu leisten ist, sowie aus Haushaltsmitteln 
des Landes Hessen finanziert.

6.1.2 Die Maßnahmen sind mit den übergebietlichen Maß-
nahmen des Weinfonds und des deutschen Weininsti-
tuts abzustimmen.

6.1.3 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der 
Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die 
Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen 
Ermessens und im Vorgriff auf die voraussichtlich zu 
erwartenden zweckgebundenen Einnahmen aus der 
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Abgabe zur gebietlichen Absatzförderung und der vom 
Land Hessen bereitgestellten Haushaltsmittel.

6.1.4 Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungs-
empfänger erklärt sich mit Antragstellung damit einver-
standen, dass ihre oder seine Antragsdaten maschi-
nell gespeichert, verarbeitet sowie zur Abwicklung und 
Evaluierung der Fördermaßnahmen verwendet werden. 
Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungs-
empfänger bestätigt der Bewilligungsbehörde zusam-
men mit dem Antrag den Erhalt der dem Antragsfor-
mular beigefügten Datenschutzhinweise und stimmt 
diesen zu.

6.1.5 Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungs-
empfänger erklärt sich mit Antragstellung damit ein-
verstanden, dass zum Zwecke der Transparenz nach 
Nr. 6.4 Name, Angaben über das Vorhaben und über 
die Höhe des Zuschusses in geeigneter Form veröf-
fentlicht werden können.

6.1.6 Andere als die unter 5.3 genannten Ausgaben sind nur 
dann zuwendungsfähig, wenn sie zuvor vom zuständi-
gen Ministerium auf ihre Übereinstimmung mit der VO 
(EU) 2022/2472 geprüft wurden.

6.1.7 Für die Gewährung und die Auszahlung von Zuwen-
dungen, den Nachweis ihrer Verwendung, die Prüfung 
der Verwendungsnachweise sowie gegebenenfalls er-
forderliche Kürzung oder Nichtgewährung der gewähr-
ten Zuwendung oder deren Rückforderung gelten:
– § 44 LHO und die hierzu erlassenen VV, soweit 

nicht in dieser Richtlinie Abweichungen zugelas-
sen sind,

– §§ 48 bis 49a Hessisches Verwaltungsverfahrens-
gesetz (HVwVfG).

Soweit die Rücknahme oder der Widerruf des Be-
scheides aus Gründen erfolgt, die die Zuwendungs-
empfängerin oder der Zuwendungsempfänger zu ver-
treten hat, ist das Hessische Verwaltungskostengesetz 
(HVwKostG), insbesondere § 4 Abs. 4 zu beachten.
Die Allgemeinen Nebenbestimmungen für die Zuwen-
dungen zur Projektförderung (ANBest-P) – Anlage 2 zu 
den VV Nr. 5.1 zu § 44 LHO sind zum Bestandteil des 
Bewilligungsbescheides zu erklären und zu beachten, 
soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen zuge-
lassen sind.

6.1.8 Im Interesse einer sachgerechten Verwaltungs- und 
Finanzkontrolle ist ein eindeutiges und transparentes 
Vergabeverfahren sicherzustellen.

6.1.9 Die Zweckbindungsfrist für die unter Nr. 5.3.4 ge-
nannten Beschaffungen beträgt abweichend von VV 
Nr. 8.2.4 zu § 44 LHO fünf Jahre.

6.1.10 Die Angaben der Antragsteller sind subventionserheb-
lich im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches in Ver-
bindung mit § 2 des Subventionsgesetzes in der jeweils 
gültigen Fassung. Subventionserhebliche Tatsachen 
sind insbesondere:
– Angaben zu den Rechtsverhältnissen des Antrag-

stellers (Name, Rechtsform, gesellschaftsrechtliche 
und vertragliche Beziehungen),

– Angaben zum Zeitpunkt des Vorhabenbeginns, zur 
Berechtigung zum Vorsteuerabzug,

– die Vorhabenbeschreibung,
– Angaben, die Gegenstand der Bilanzen, Gewinn- 

und Verlustrechnungen oder Vermögensübersich-
ten, des Haushalts- oder Wirtschaftsplans oder von 
sonstigen dem Förderantrag beizufügenden Unter-
lagen sind,

– Angaben in den Berichten und Verwendungsnach-
weisen,

– Tatsachen, die der Bewilligungsbehörde nach den 
Bestimmungen des Zuwendungsbescheides nebst 
Anlagen mitzuteilen sind,

– Angaben, von denen nach Verwaltungsverfahrens-
recht (insbesondere §§ 48, 49, 49a Hessisches 
Verwaltungsverfahrensgesetz (HVwVfG)) oder an-
deren Rechtsvorschriften (insbesondere ANBest-
P) die Rückforderung der Zuwendung abhängig ist 
sowie

– ferner solche Tatsachen, die durch Scheinge-
schäfte oder Scheinhandlungen verdeckt werden 
und Rechtsgeschäfte oder Handlungen unter Miss-

brauch von Gestaltungsmöglichkeiten im Zusam-
menhang mit einer beantragten Zuwendung.

6.1.11 Vorhaben, die aus Mitteln anderer öffentlicher Förder-
programme gefördert werden, dürfen nicht gleichzeitig 
nach diesen Richtlinien gefördert werden.

6.1.12 Die Bewilligungsbehörde, der Hessische Rechnungs-
hof, die Europäische Kommission sowie die von ihnen 
beauftragten Stellen und sonstige Prüfinstanzen sind 
berechtigt, bei den Zuwendungsempfängern die be-
stimmungsgemäße und wirtschaftliche Verwaltung und 
Verwendung der Zuwendungen zu prüfen. Das Prü-
fungsrecht erstreckt sich insbesondere auf die Ein-
sichtnahme in Bücher, Belege und sonstige Geschäfts-
unterlagen sowie auf örtliche Erhebungen bei den 
Zuwendungsempfängern. Die Prüfung kann sich auch 
auf die sonstige Haushalts- und Wirtschaftsführung der 
Empfänger erstrecken, soweit es der Hessische Rech-
nungshof für seine Prüfung für notwendig hält (§ 91 
Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 LHO). Die Zuwendungsemp-
fänger haben auf Verlangen Auskunft zu erteilen, Ein-
sicht zu gewähren, freien Zutritt zu ihren Räumen zu 
gewährleisten und die für die Prüfung erforderlichen 
Unterlagen vorzulegen. Dies ist zusätzlich im Bescheid 
als Auflage einzubringen.

6.2 Verfahrensbestimmungen 
6.2.1 Antragstellung

Die Antragsteller beantragen die Zuwendung in schrift-
licher oder elektronischer Form im Vorjahr vor Maß-
nahmenbeginn der beabsichtigten Förderung und 
rechtzeitig zur Sitzung des Werbebeirates unter Vor-
lage eines Maßnahmen-, Kosten- und Finanzierungs-
planes bei der Bewilligungsbehörde.
Die Anträge müssen folgende Angaben enthalten: 
−  Name und Größe des Unternehmens, 
−  Beschreibung des Vorhabens oder der Tätigkeit ein-

schließlich des Beginns und des Abschlusses des 
Vorhabens bzw. der Tätigkeit, 

−  Standort des Vorhabens oder der Tätigkeit, 
−  eine Aufstellung der Ausgaben und der Einnahmen, 
−  Höhe der für das Vorhaben bzw. die Tätigkeit be-

nötigten öffentlichen Mittel, 
−  Art der Beihilfe (Zuschuss) und Höhe der für das 

Projekt bzw. die Tätigkeit benötigten öffentlichen 
Finanzierung. 

 Dem Antrag ist der jährlich durch den Werbebeirat 
nach § 6 WeinFöAbgG HE zu erstellende Wirtschafts-
plan in der vom Regierungspräsidium Darmstadt ge-
nehmigten Fassung beizufügen. Der Wirtschaftsplan 
wird für jeweils ein Kalenderjahr aufgestellt und ent-
spricht somit dem Bewilligungszeitraum.

6.2.2 Bewilligungsstelle
Zuständige Bewilligungsbehörde für die Durchführung 
von Fördermaßnahmen nach dieser Richtlinie ist das 
Regierungspräsidium Darmstadt, Dezernat V 51.2 – 
Weinbau, Wallufer Straße 19, 65343 Eltville am Rhein 
(https://rpdarmstadt.hessen.de).

6.2.3 Durchführung, Verwendungsnachweis
Die Antragsteller führen die beantragten Maßnahmen 
durch und legen der Bewilligungsbehörde innerhalb 
von 3 Monaten nach Ablauf des unter 6.2.1 genannten 
Wirtschaftsplanes für das jeweilige Kalenderjahr einen 
Verwendungsnachweis vor. Soweit Ausgaben für ex-
ternes Personal im Zusammenhang mit der Durchfüh-
rung von Maßnahmen nach Nr. 2.c und 2.d zu Weiter-
bildung und Wissensvermittlung für zuwendungsfähig 
erklärt werden sollen, sind dem Verwendungsnach-
weis geeignete Qualifikationsnachweise beizufügen. 
Soweit Ausgaben für Personal des Antragstellers nach 
Nr. 5.3.5 für zuwendungsfähig erklärt werden sollen, 
ist dem Verwendungsnachweis eine detaillierte Auf-
zeichnung über Art und Umfang des Personalauf-
wands im Zusammenhang mit der Durchführung von 
Maßnahmen nach den Nr. 2.a bis 2.d beizufügen Die 
Bewilligungsbehörde ist berechtigt, im Rahmen der 
Verwendungsnachweisprüfung geeignete Nachweise 
anzufordern.

6.2.4 Auszahlung
Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt auf der Ba-
sis des vom Werbebeirat nach § 6 WeinFöAbgG für 
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jedes Haushaltsjahr aufzustellenden und vom Regie-
rungspräsidium Darmstadt zu genehmigenden Wirt-
schaftsplans mit bis zu drei im jeweiligen Bescheid 
festzulegenden Auszahlungsterminen. Diese Teilaus-
zahlungen dürfen nur geleistet werden, soweit ent-
sprechende Einnahmen vorhanden sind.

6.3 Beihilferechtliche Einordnung 
Die Fördermaßnahmen nach Nr. 2.a und 2.b sind nach Art. 24 
der VO (EU) 2022/2472 und die Fördermaßnahmen Nr. 2.c und 
2.d nach Art. 21 der VO (EU) 2022/2472 mit dem Binnenmarkt 
vereinbar und von der Anmeldepflicht nach Art. 108 Abs. 3 AEUV 
freigestellt1.
Zuwendungen zur Deckung der Ausgaben für Personal des An-
tragstellers im Zusammenhang mit der Veranstaltung von Maß-
nahmen nach der Nr. 5.3.1 in Verbindung mit 5.3.5 werden auf 
Grundlage der VO (EU) Nr. 1407/2013 als De-minimis-Beihilfe ge-
währt.

6.4 Transparenz 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach Art. 9 Abs. 1 Buchst. c der 
VO (EU) 2022/2472 Einzelbeihilfen veröffentlicht werden, die fol-
gende Beträge überschreiten:
– 10.000 Euro bei Begünstigten, die in der landwirtschaftlichen 

Primärproduktion tätig sind,
– 100.000 Euro bei Begünstigten, die in der Verarbeitung oder 

Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse oder in der 
Forstwirtschaft tätig sind oder Tätigkeiten ausüben, die nicht 
unter Art. 42 AEUV fallen.

6.5 In-Kraft-Treten 
Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2023 in Kraft.
Diese Richtlinie ersetzt die Richtlinie zur gebietlichen Absatz-
förderung von Wein in Hessen vom 25. Mai 2023 (StAnz. S. 772).

Wiesbaden, den 23. August 2023
Hessisches Ministerium für Umwelt,
Klimaschutz, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz
VII 1- 080a 12.05 / 23
– Gült.-Verz. 834 –
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HESSISCHES MINISTERIUM FÜR SOZIALES UND INTEGRATION

Verleihung der Pflegemedaille des Landes Hessen
Die Pflegemedaille des Landes Hessen habe ich jeweils mit Ur-
kunde vom 13. Juli 2023 an folgende verdiente Frauen und Män-
ner verliehen:
Herr Rudolf Friedrich Fischer, Bruchköbel
Herr Heinrich Immel, Stadtallendorf
Frau Ilka Kleinsteuber, Ebsdorfergrund
Herr Karl-Georg Meininger, Langenselbold
Herr Karl Richter, Ebsdorfergrund
Frau Gudrun Marie Elisabeth Roppel, Bebra
Frau Hilde Schleufe, Buseck

Wiesbaden, den 13. Juli 2023
Der Hessische Minister
für Soziales und Integration
II PM-03d8000-0001/2009/004
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